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ANLAGE 1

Universitätsstadt Gießen

Bebauungsplan Nr. G 39

„Altenfeld“, 1. Änderung
(Philosophikum I - Teilgebiet Nordost)

Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange

Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Offenlegung gemäß § 3
Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie der erneuten
eingeschränkten Offenlegung und Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen.

Gießen, den 20.08.2018

Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom 15.08.2017 bis
15.09.2017

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher der
Abwägung unterliegen:
Herr Werner Koch, Alter Steinberger Weg 4, 35394 Gießen
(12.09.2017)
Herr Wolfgang Schäfer, Schlesische Str. 5, 35394 Gießen (13.09.2017)

Stellungnahem, die berücksichtigt werden konnten und daher keiner
Abwägung unterliegen:
Frau Beatrix Ingendoh‐Drux, Marie‐Juchacz‐Weg 21, 35396 Gießen
(14.09.2017)
Herr Gerhard Klein, Tulpenweg 11, 35396 Gießen (15.09.2017)

Stellungnahmen, ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise:
keine

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 2 BauGB vom 15.08.2017 bis 15.09.2017
Stellungnahmen, die nicht in Gänze berücksichtigt werden konnten und
daher der Abwägung unterliegen:
Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt und Natur (13.09.2017)

Stellungnahmen, die berücksichtigt werden konnten oder die durch die
erneute eingeschränkte Beteiligung zum 2. Entwurf gegenstandslos
geworden sind und daher keiner Abwägung unterliegen:
Stadtwerke Gießen AG, Nahverkehr Services (24.08.2017)
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hessenARCHÄOLOGIE
(11.09.2017)
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Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (08.09.2018)
Mittelhessische Wasserbetriebe (MWB) (14.09.2017)
Justus Liebig Universität und Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen
(LBIH) (13.09.2017)

Stellungnahmen, ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise:
Universitätsstadt Gießen, Vermessungsamt (15.08.2017)
Universitätsstadt Gießen, Liegenschaftsamt (16.08.2017)
Universitätsstadt Gießen, Straßenverkehrsbehörde (21.08.2017)
Universitätsstadt Gießen, Wirtschaftsförderung (23.08.2017)
Universitätsstadt Gießen, Behindertenbeauftragter (30.08.2017)
Lahn Dill Kreis, Abt. ländlicher Raum (16.08.2017)
Ericsson Service GmbH (17.08.2017)
Stadt Pohlheim (18.08.2017)
Polizeipräsidium Gießen, Regionaler Verkehrsdienst Gießen
(21.08.2017)
Landkreis Gießen, Untere Wasserbehörde (21.08.2017)
PLEdoc GmbH (22.08.2017)
Amt für Bodenmanagement Marburg (22.08.2017)
TenneT TSO GmbH (23.08.2017)
Rhein‐Main‐Verkehrsverbund (RMV) (24.08.2017)
HessenMobil (24.08.2017)
Energienetz Mitte GmbH (25.08.2017)
Wasserverband Kleebach (04.09.2017)
Stadtwerke AG, Netze, Energie und Wasser (05.09.2017)
Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke (ZMW) (07.09.2017)
Deutsche Telekom Technik GmbH (12.09.2017)
LBIH, Niederlassung Rhein Main (13.09.2017)
Regierungspräsidium Gießen (13.09.2017)
Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (26.09.2017)

Eingeschränkte erneute Beteiligung zum 2. Entwurf gem. § 4a Abs.
3 Satz 4 BauGB vom 27.06.2018 bis 30.07.2018

Stellungnahmen, die nicht in Gänze berücksichtigt werden konnten und
daher der Abwägung unterliegen:
Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt und Natur (11.07.2018)

Stellungnahme, die berücksichtigt werden konnten und daher keiner
Abwägung unterliegen:
Justus Liebig Universität und Landesbetrieb Bau –und Immobilien Hessen
(LBIH) (27.07.2018)

Stellungnahmen, ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise:
Keine

Hinweis zur Anordnung der Stellungnahmen
Zur verbesserten Handhabung und Übersicht werden die abzuwägenden
Stellungnahmen in der folgenden Auflistung entgegen der oben
aufgeführten Zusammenstellung nach den einzelnen Beteiligungsschritten

a) in der Reihenfolge
1. Stellungnahmen aus der erneuten eingeschränkten Beteiligung

des 2. Planentwurfs
2. Stellungnahmen aus der Offenlage des Planentwurfes

angeordnet, wobei

b) in beiden Beteiligungsschritten abgegebene Stellungnahmen der
gleichen Person oder Institution oder inhaltsgleiche Stellungnahmen
zusammengefügt werden.
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vom: 12.09.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 39 „Altenfeld“, 1. Änderung (Philosophikum I ‐ Teilgebiet
Nordost) Abwägung der Anregungen, die i. R. d. Offenlegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB, in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Herr Werner Koch

Zu 1 bis 3:
Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung
in Punkt 2 wird nicht geteilt (siehe dazu Seite 4).

1 .

2.

3.
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vom: 12.09.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 39 „Altenfeld“, 1. Änderung (Philosophikum I ‐ Teilgebiet
Nordost) Abwägung der Anregungen, die i. R. d. Offenlegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB, in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Herr Werner Koch

1 .

2.

3.

Zu 1:
Der Anregung, die Durchfahrbarkeit des Campusplatzes nur für den ÖPNV zu
ermöglichen, weil die heutige Verkehrssituation unerträglich ist, wird nicht
gefolgt.
Die Rathenaustraße soll auch weiterhin ihre wichtige Verbindungsfunktion
beibehalten.
Eine Unterbrechung hätte zusätzliche Belastungen der umliegenden Wohnstraßen
zur Folge, da der Zielverkehr zur Korczakschule sowie Ostschule und weiter in
Richtung Schiffenberger Tal denselben Weg durch die Wohnstraßen zurücklegen
muss, um über den Nahrungsberg oder andere Straßen Arbeitsstätten im
Südwesten der Stadt zu erreichen. Eine Zusatzbelastung dieser Wohnstraßen
wäre die Folge. Eine grundsätzliche Zieldiskussion über die Sperrung des Alten
Steinbacher Weges bzw. der Rathenaustraße für den Durchgangsverkehr wurde
im Zuge der in 2012 geführten Abstimmungsprozesse zum Masterplan seitens
des Magistrats durchgeführt, aber nicht befürwortet. Der Masterplan, der von der
Stadtverordnetenversammlung als Grundlage für die nachfolgende
Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen wurde, sieht daher die
Durchfahrbarkeit des Alten Steinbacher Weges und der Rathenaustraße vor. Auf
dieser Basis wurden in der Verkehrsuntersuchung des Büros Durth & Roos 2012
zum Masterplan in verschiedenen Planfällen das Straßennetz auf seine
Leistungsfähigkeit hin untersucht und im Rahmen einer weiteren
Verkehrsuntersuchung (R + T Ingenieuere, 2017) eine angemessene Lösung zur
baulichen Ausgestaltung des Campusplatzes gefunden.
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vom: 12.09.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 39 „Altenfeld“, 1. Änderung (Philosophikum I ‐ Teilgebiet
Nordost) Abwägung der Anregungen, die i. R. d. Offenlegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB, in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Herr Werner Koch

Zu 2:
Der Hinweis, dass die Realisierung der Osttangente 1980 aufgrund der
Anforderungen an den Umweltschutz vor Lärm und Schadstoffimmissionen
aufgegeben wurde, wird zur Kenntnis genommen.
Eine Osttangente oder vergleichbare Hauptstraßen‐Relation zwischen dem Süd‐
und dem Ostviertel wird auch heute und künftig nicht mehr geplant.

Zu 3:
Die Einschätzung, dass den Anwohnern des Alten Steinbacher Weges und aus
dem Ostpreußenviertel heute mehr an Verkehrsbelastungen zugemutet wird, als
im Zusammenhang mit der Osttangente erwartet wurde, wird zurückgewiesen.
Es handelte sich bei der Planung der Osttangente im Generalverkehrsplan von
1967 um eine vierspurige anbaufreie Schnellstraße, die weder hinsichtlich der
zulässigen Fahrgeschwindigkeit noch mit ihrem Verkehrsaufkommen und den
damit verbundenen Lärm‐ und Schadstoffimmissionen mit dem Straßenzug Alter
Steinbacher Weg/ Rathenaustraße als zweispurige Stadtstraße mit
überwiegender Geschwindigkeitsbeschränkung auf Tempo 30 vergleichbar ist.
In einer laufenden Verkehrsuntersuchung, die vrstl. im Herbst 2018 mit ihren
Zwischenergebnissen zu verschiedenen Planfall‐Varianten öffentlich diskutiert
wird, sollen die Auswirkungen der verschiedenen Maßnahmen und
Entwicklungen dargestellt und eine langfristige Lösung der wesentlichen
Verkehrsprobleme aufgezeigt werden.

2.

3.
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vom: 13.09.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 39 „Altenfeld“, 1. Änderung (Philosophikum I ‐ Teilgebiet
Nordost) Abwägung der Anregungen, die i. R. d. Offenlegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB, in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Herr Wolfgang Schäfer
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vom: 13.09.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 39 „Altenfeld“, 1. Änderung (Philosophikum I ‐ Teilgebiet
Nordost) Abwägung der Anregungen, die i. R. d. Offenlegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB, in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Herr Wolfgang Schäfer

Zu 1:
Die Einschätzung, dass der Bebauungsplan nicht die Verkehrsanbindung des
zukünftigen Campus berücksichtigt, wird nicht geteilt.
In den Verkehrsuntersuchungen von Durth & Roos 2012/ R + T 2017 wurde die
verkehrliche Situation analysiert und in Planfällen (Nullvariante – Planfall 2025)
die Leistungsfähigkeit des Straßennetzes nachgewiesen. Dabei wurde das
bestehende Straßennetz zugrunde gelegt. Eine grundsätzliche Zieldiskussion über
die Sperrung des Alten Steinbacher Weges bzw. der Rathenaustraße für den
Durchgangsverkehr wurde im Zuge der in 2012 geführten Abstimmungsprozesse
zum Masterplan seitens des Magistrat durchgeführt, aber nicht befürwortet. Der
Masterplan, der von der Stadtverordnetenversammlung als Grundlage für die
nachfolgende Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen wurde, sieht die
Durchfahrbarkeit des Alten Steinbacher Weges und der Rathenaustraße vor. Auf
dieser Basis wurden in der Verkehrsuntersuchung des Büros Durth & Roos 2012
zum Masterplan die Planfälle und ihre Leistungsfähigkeit untersucht.
Der Alte Steinbacher Weg und die Rathenaustraße sind nicht als Wohnstraßen,
sondern als Sammel‐ und Verbindungsstraßen einzuordnen.
Zu 2:
Eine Berücksichtigung der Zunahme des Schwerverkehrs im Zuge von
Baumaßnahmen, wie z.B. des Seminargebäudes und damit verbundene Abgas-
und Lärmimmissionen ist weder im R + T Gutachten noch bei der dem
Bebauungsplan zugrundeliegenden Verkehrskonzeption erfolgt, da es sich um
zeitlich begrenzte Auswirkungen handelt.
Die Aufgabenstellung des Verkehrsgutachtens von R + T ist nicht auf eine
temporäre Belastung des Straßennetzes durch zeitlich begrenzte Baumaßnahmen
(Hochbau und/ oder Tiefbau) ausgelegt.

5.

4.

1 .

2.

3.
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vom: 13.09.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 39 „Altenfeld“, 1. Änderung (Philosophikum I ‐ Teilgebiet
Nordost) Abwägung der Anregungen, die i. R. d. Offenlegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB, in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Herr Wolfgang Schäfer

2.

3.

1 .

4.

5.

Noch zu 2:
Ziel der Untersuchung war es, die Leistungsfähigkeit in den Spitzenstunden des
Verkehrs für die untersuchten Planfälle im Vergleich zur Nullvariante
(Bestandssituation) nachzuweisen und Lösungswege aufzuzeigen, falls die
Leistungsfähigkeit des Verkehrsflusses durch die Planung nicht mehr gegeben ist.
In der Untersuchung von R + T stand insbesondere die Machbarkeit und bauliche
Ausgestaltung im Bereich der Rathenaustraße im Vordergrund, um allen
verkehrlichen Anforderungen gerecht zu werden.
In einer laufenden Verkehrsuntersuchung, die vrstl. im Herbst 2018 mit ihren
Zwischenergebnissen zu verschiedenen Planfall‐Varianten öffentlich diskutiert
wird, sollen die Auswirkungen der verschiedenen Maßnahmen und
Entwicklungen dargestellt und eine langfristige Lösung der wesentlichen
Verkehrsprobleme aufgezeigt werden.

Zu 3:
Der Einschätzung, dass die R + T - Untersuchung wissenschaftlichen Kriterien nicht
genügt, weil sie an einem einzigen Tag (25.01.2016) Daten einer Zählung
zugrunde legt und ansonsten Daten aus 2012 von einem Zähltag in den
Schulferien am 05.07.2012 berücksichtigt, wird nicht gefolgt.
Es wird entgegengesetzt, dass es sich bei dem 05.07.2012 nicht um den Zähltag
handelt. Laut Gutachten von R + T Ingenieure für Verkehrsplanung wurde am
19.06.2012 (siehe Seite 6 des Gutachtens) gezählt. Es lag insofern keine
besondere Situation vor, da der durch den Schul‐ und Universitätsbetrieb
hervorgerufene Zielverkehr in die Berechnung der Verkehrsbelastungen
eingeflossen ist.

6.
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vom: 13.09.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 39 „Altenfeld“, 1. Änderung (Philosophikum I ‐ Teilgebiet
Nordost) Abwägung der Anregungen, die i. R. d. Offenlegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB, in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Herr Wolfgang Schäfer

Noch zu 2:
Ziel der Untersuchung war es, die Leistungsfähigkeit in den Spitzenstunden des
Verkehrs für die untersuchten Planfälle im Vergleich zur Nullvariante
(Bestandssituation) nachzuweisen und Lösungswege aufzuzeigen, falls die
Leistungsfähigkeit des Verkehrsflusses durch die Planung nicht mehr gegeben ist.
In der Untersuchung von R + T stand insbesondere die Machbarkeit und bauliche
Ausgestaltung im Bereich der Rathenaustraße im Vordergrund, um allen
verkehrlichen Anforderungen gerecht zu werden.
In einer laufenden Verkehrsuntersuchung, die vrstl. im Herbst 2018 mit ihren
Zwischenergebnissen zu verschiedenen Planfall‐Varianten öffentlich diskutiert
wird, sollen die Auswirkungen der verschiedenen Maßnahmen und
Entwicklungen dargestellt und eine langfristige Lösung der wesentlichen
Verkehrsprobleme aufgezeigt werden.

Zu 3:
Der Einschätzung, dass die R + T - Untersuchung wissenschaftlichen Kriterien nicht
genügt, weil sie an einem einzigen Tag (25.01.2016) Daten einer Zählung
zugrunde legt und ansonsten Daten aus 2012 von einem Zähltag in den
Schulferien am 05.07.2012 berücksichtigt, wird nicht gefolgt.
Es wird entgegengesetzt, dass es sich bei dem 05.07.2012 nicht um den Zähltag
handelt. Laut Gutachten von R + T Ingenieure für Verkehrsplanung wurde am
19.06.2012 (siehe Seite 6 des Gutachtens) gezählt. Es lag insofern keine
besondere Situation vor, da der durch den Schul‐ und Universitätsbetrieb
hervorgerufene Zielverkehr in die Berechnung der Verkehrsbelastungen
eingeflossen ist.

5.

6.

Zu 4:
Der Anregung, Zählungen, die dem Stand der Technik entsprechen, wurde schon
immer gefolgt. Der Anregung, diese in Absprache mit den Anwohnern
durchzuführen, wird mit Hinweis auf Punkt 3 nicht gefolgt.

Zu 5.
Der Anregung zur Unterbrechung des Alten Steinbacher Wegs zwischen dem
Restaurant (Aspendos) und dem geplanten Kreisverkehr wird nicht gefolgt.
Eine Unterbrechung würde zu zusätzlichen Belastungen der umliegenden
Wohnstraßen, nicht nur im Ostpreußenviertel, führen, da der Zielverkehr zur
Ostschule und weiter Richtung Schiffenberger Tal denselben Weg durch die
Wohnstraßen zurücklegen muss, um über den Nahrungsberg oder andere
Straßen den Südwesten der Stadt zu erreichen. Eine Zusatzbelastung dieser
Wohnstraßen wäre die Folge und damit eine Verlagerung der Belastungen auf
andere Wohnstraßen außerhalb des Ostpreußenviertels. Zu 6.
Der Aussage, dass der hinter der A 485 liegende Schiffenberger Wald als
Naherholungsgebiet dient, wird zur Kenntnis genommen und zugestimmt.
Die Einschätzung, dass kein Interessenausgleich zwischen Universität und
erholungssuchenden Bürgern hergestellt wird, wird zurückgewiesen.
Die Anfahrbarkeit des beschriebenen Gebietes für Freizeitsportler und die
Nutzung des in den Schiffenberger Wald führenden Weges in Verlängerung des
Alten Steinbacher Weges bleibt weiterhin uneingeschränkt für Erholungssuchende
nutzbar.
Waldrodungen sind im Geltungsbereich der 1. Änderung "Altenfeld" nicht
vorgesehen.

4.
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vom: 11.07.2018

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 39 „Altenfeld“, 1. Änderung (Philosophikum I ‐ Teilgebiet
Nordost) Abwägung der Anregungen, die i. R. d. Offenlegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB, in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur
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vom: 11.07.2018

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 39 „Altenfeld“, 1. Änderung (Philosophikum I ‐ Teilgebiet
Nordost) Abwägung der Anregungen, die i. R. d. Offenlegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB, in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

1 .

-...-

1 .

2.

Zu 1:
Die redaktionellen Hinweise wurden in den Textfestsetzungen übernommen.

Zu 2:
Der Anregung, eine zeitliche Frist (innerhalb eines Jahres) für Ersatzpflanzungen
bei Ausfall von zum Erhalt festgesetzten Bäumen festzusetzen, wird nicht gefolgt.
Für eine zeitliche Befristung besteht keine planungsrechtliche Rechtsgrundlage.
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vom: 13.09.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 39 „Altenfeld“, 1. Änderung (Philosophikum I ‐ Teilgebiet
Nordost) Abwägung der Anregungen, die i. R. d. Offenlegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB, in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur
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vom: 13.09.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 39 „Altenfeld“, 1. Änderung (Philosophikum I ‐ Teilgebiet
Nordost) Abwägung der Anregungen, die i. R. d. Offenlegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB, in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

Zu 1:
Der Anregung zur Verwendung von autochthonen Pflanzmaterials wird nicht
gefolgt, da dies städtebaulich nicht begründet werden kann.
Im Zuge der Ausführungsplanung ist die Funktionsfähigkeit des Graben‐Mulden‐
Systems zu gewährleisten, die naturnahe Gestaltung ist ausreichend über die
Verwendung des festgesetzten Pflanzenmaterials gesichert.

Zu 2:
Der Anregung zur Festsetzung einer CEF Maßnahmen wird nicht gefolgt.
Die Maßnahme liegt außerhalb des Bebauungsplangeltungsbereichs. In den
Hinweisen wird die Örtlichkeit angesprochen. Die Umsetzung ist im
Genehmigungsverfahren zu gewährleisten.

2.

1.

2.
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vom: 13.09.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 39 „Altenfeld“, 1. Änderung (Philosophikum I ‐ Teilgebiet
Nordost) Abwägung der Anregungen, die i. R. d. Offenlegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB, in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

Zu 3:
Die Anregung zur Verwendung kleinerer Bäume wird zur Kenntnis genommen.
Die Festsetzung legt eine Mindestqualität von 16‐18 cm Stammumfang fest. Die
Pflanzungen höherer Qualitäten erfolgen auf den Campusplätzen mit
repräsentativer Wirkung. Die Anwachsphasen sind von Fachleuten zu betreuen
und zu gewährleisten.

Zu 4:
Die Anregungen zur Artenschutzrechtlichen Prüfung werden zur Kenntnis
genommen.
Die Ausführungen beziehen sich nicht auf den Geltungsbereich des
Bebauungsplanes. Sie werden zum Bebauungsplanverfahren Philosophikum II
aufgegriffen.

3.

4.

-...-
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§ 4 Abs. 2 BauGB sowie in der erneuten Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Amt für Umwelt und Natur

5.

6.

Zu 5:
Der Anregung zur wasserdurchlässigen Gestaltung der Wege und Zufahrten
wurde nicht gefolgt.
Eine wasserdurchlässige und offenporige Gestaltung wurde für Stellplätze
festgesetzt. Für Wege ist eine Barrierefreiheit herzustellen, die eine solche
Gestaltung nicht zulässt. Die Wege werden zur Andienung der Gebäude genutzt.
Weitere Zufahrten sind nicht vorgesehen.

Zu 2:
Der Anregung zur Festsetzung von Notwasserwegen nach § 9 Abs.1 Nr.
21 BauGB wird nicht gefolgt, da dies die falsche Rechtgrundlage und
Regelungsebene ist.
Die Anregung wird an das Land als Bauherrschaft weiter gegeben und ist in der
konkreten Ausführungsplanung zum Campusplatz I und II zu berücksichtigen.
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Zu 7.:
Der Anregung weitere Bäume zum Erhalt festzusetzen, wird nicht gefolgt.
Ausgehend von dem Städtebaulich‐freiraumplanerischen Masterplan erfordern
die Neuplanungen eine Ausdehnung, die keinen weiteren Erhalt des
vorhandenen Baumbestandes zulässt. Als Ersatz sind umfangreiche
Neuanpflanzungen festgesetzt.

Zu 8:
Der Anregung zur Anpflanzung einer durchgehenden Baumreihe entlang der
Grundstücksgrenze mit Wirkung auf den Straßenraum (Baumallee) des Alten
Steinbacher Weges wird nicht gefolgt.
Die Anpflanzung der Baumgruppen in Reihe dient der Abschirmung und
Rahmengebung der Grünfläche mit Aufenthaltsbereichen und dem Rigolen‐
Muldensystem.

Zu 9.:
Die Anregungen zur Aufnahme der DIN 18916, der ZTV-Baumpflege, der RAS-LP
4, FLL Teil I und II sowie den Vorgaben von Qualitäten zu Baumschulwaren in die
Festsetzungen wurde nicht gefolgt.
Die Aufnahme erfolgte in den Hinweisen.

7.

8.

9.

-...-




